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Liebe Leserinnen und 
Leser,

die Arbeitsgemein-
schaft Kommunalpolitik der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hat mich am 22. September 
2026 zu ihrem neuen Vor-
sitzenden gewählt. Für das 
mir damit entgegengebrach-
te Vertrauen danke ich sehr 
herzlich. Ich freue mich sehr 
darauf, mich künftig noch in-
tensiver auf Bundesebene für 
die Belange der Kommunen 
einsetzen zu können. Sehr 
herzlich danke ich auch mei-
nem Vorgänger Klaus Mack 
für seinen unermüdlichen Ein-
satz zum Wohle der Kommu-
nen.

Die größten Heraus-
forderungen der Kommunen 
für die verbleibenden rund zweieinhalb Jahre der lau-
fenden Wahlperiode liegen in den weiteren Beratungen 
zum Zukunftspakt und in den Kommunalfinanzen. Mit 
Blick auf die Kommunalfinanzen ist es gut, dass die an-
stehende Reform der Pflegeversicherung nicht zu einer 
weiteren Belastung der kommunalen Sozialhilfe führen 
wird. Die Kommunen dürfen nicht weiter Ausfallbürge 
für andere Kostenträger sein. Um die Lage der Kommu-
nen nachhaltig zu stabilisieren, braucht es dringend ei-
nen Vierklang aus kostensenkenden und einnahmever-
bessernden Maßnahmen gepaart mit Vereinfachungen 
bei Standards und Verfahren sowie einer strukturellen 
Stärkung der kommunalen Investitionskraft.

Die Notwendigkeit zur Stärkung der kommunalen 
Investitionskraft wird deutlich bei einem Blick auf das 
KfW-Kommunalpanel 2026: Der Investitionsrückstand 

liegt 2025 bei 231,2 Milliar-
den Euro und damit nochmals 
15,5 Milliarden Euro über dem 
Wert von 2024. Dabei wird 
auch deutlich: Die Kommunen 
planen mehr Investitionen ein 
als sie am Ende - aus verschie-
denen Gründen - tatsächlich 
umsetzen können. Dabei wird 
unter anderem auch die lang-
wierige Bearbeitung von För-

deranträgen als ein Hemm-
schuh identifiziert.

Mit dem Startchan-
cen- und Qualitätsentwick-
lungsgesetz, zu dem aktuell 
die parlamentarischen Bera-
tungen laufen, werden Qua-
litätsstandards eingeführt, 
die bundesweit für Ange-
bote der Kindertagesbe-
treuung gelten. Das ist aus 

kommunaler Sicht nicht unprob-
lematisch, denn die Kommunen werden jetzt bereits mit 
zum Teil unerfüllbaren Vorgaben in der Kinderbetreu-
ung konfrontiert. Bundesweite Standards, die die Gege-
benheiten vor Ort nicht angemessen berücksichtigen, 
schränken kommunale Handlungsmöglichkeiten ein und 
erschweren die Umsetzung vor Ort zusätzlich. Die Kom-
munen brauchen in der jetzigen Situation Entlastungen 
– und keine weiteren Belastungen und Vorgaben, deren 
Erfüllung nur bedingt gesichert werden kann.

Mit besten Grüßen und Wünschen

Josef Oster

Wechsel an der AG Spitze
Josef Oster ist neuer Vorsitzender der AG Kommunalpolitik
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Die Arbeitsgemeinschaft 
Kommunalpolitik der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion hat am 22. Septem-
ber 2026 den rheinland-pfälzischen 
Bundestagsabgeordneten Josef 
Oster zu ihrem neuen Vorsitzenden 
gewählt. Josef Oster war von 2002 
bis 2017 hauptamtlicher Bürger-
meister der Verbandsgemeinde Bad 
Ems und ist seit Oktober 2017 Mit-
glied des Deutschen Bundestages. 
Josef Oster ist unter anderem Mit-
glied des Innenausschusses und lei-
tet diesen in der laufenden Wahlperi-
ode als amtierender Ausschuss- 
vorsitzender.

Kommunal relevant: Lieber Herr 
Oster, herzlichen Glückwunsch zu Ihrer 
Wahl als Vorsitzender der AG Kommu-
nalpolitik. Die kommunalen Belange 
sind im Deutschen Bundestag mittler-
weile sehr weit verteilt. Wie kann die 
kommunale Interessenvertretung dabei 
koordiniert werden?

Josef Oster: Vielen Dank für 
die Glückwünsche zu meiner Wahl. 
Kommunen sind die politische 
Ebene, auf der staatliches Handeln 
für die Bürgerinnen und Bürger 
unmittelbar erlebbar wird. Die Kom-
munen sind damit wichtige Schnitt-
stellen zwischen den Bürgerinnen 
und Bürgern vor Ort, der Landespoli-
tik und der Bundespolitik in Berlin. 
Wir leben in herausfordernden Zei-
ten, diese Herausforderungen müs-
sen Bund, Länder und Kommunen 
gemeinsam lösen. Im Deutschen 
Bundestag befassen sich mehrere 
Ausschüsse direkt mit kommunalen 
Themen: Der Ausschuss für Land-
wirtschaft, Ernährung und Heimat 
vor allem mit Blick auf gleichwertige 
Lebensverhältnisse und der Aus-
schuss für Stadtentwicklung, Bauwe-
sen, Wohnen und Kommunen mit 
konkreten kommunalen Belangen. 
Dabei ist das Innenministerium das 
eigentliche Kommunalministerium, 
so dass dem Innenausschuss, den 
ich als amtierender Ausschussvorsit-
zender leite, hier auch eine beson-
dere Rolle zukommt. Die kommuna-
len Belange dabei auf Bundesebene 

einzubringen und zu 
unterstützen, ist mir 
ein Herzensanliegen. 
Zur Koordinierung der 
Querschnittsberatun-
gen in den Ausschüs-
sen ist die Arbeit in 
unserer Arbeitsge-
meinschaft Kommu-
nalpolitik als verei-
nende Klammer von 
großer Bedeutung.

Kommunal rele-
vant: Wo sehen Sie 
aktuell die größten kom-
munalen Herausforderungen für 
die verbleibenden rund zweiein-
halb Jahren der Legislaturperiode?

Josef Oster: Neben vie-
len wichtigen Themen wie der 
Reform der Kinder- und Jugend-
hilfe, der Verordnung zur Wie-
derherstellung der Natur, der 
Reform des Baugesetzbuches 
oder weiteren energiewirt-
schaftlichen Entscheidungen, 
die sich auf die kommunale Pla-
nungshoheit auswirken können 
und auch die Entwicklung der 
Migration, geht es aktuell als 
übergeordnetem Thema in ers-
ter Linie um die Lage der Kom-
munalfinanzen. Die kommunale 
Finanzsituation gefährdet den 
Zusammenhalt vor Ort und 
letztendlich auch die Grundla-
gen unserer Demokratie. Diese 
Entwicklung darf uns nicht kalt 
lassen. In den Kommunen wird 
die Funktionsfähigkeit des Staa-
tes erlebt – und auch die Ein-
schränkungen dieser Funktions-
fähigkeit. Ohne funktionsfähige 
Kommunen mit Gestaltungsop-
tionen vor Ort sinkt das Ver-
trauen in den funktionierenden 
Staat rapide, wenn Leistungen 
und Angebote zurückgefahren 
werden und Infrastruktur immer 
weiter verfällt, weil die notwen-
digen Investitionen nicht finan-
ziert und umgesetzt werden 
können. Die Auswirkungen des 
Vertrauensverlusts und der 

Die Gemeinden sind die Keimzelle des staatlichen Lebens
Gespräch mit dem neuen AG-Vorsitzenden Josef Oster
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damit einhergehenden Unzufrieden-
heit sind bereits bei den zurücklie-
genden Landtags- und Kommunal-
wahlen in diesem Jahr zu erkennen. 
Wenn es gelingt, die kommunale 
Lage nicht nur zu stabilisieren, son-
dern signifikant zu verbessern, wird 
sich das auch vertrauensstärkend bis 
zur Bundesebene auswirken.

Kommunal relevant: Geht es 
auf kommunaler Ebene nur ums Geld?

Josef Oster: Neben der finan-
ziellen Lage wird die Arbeit der Kom-
munen mehr und mehr auch durch 
Standards und Verfahren erschwert. 
Städte, Landkreise und Gemeinden 
stoßen an ihre Grenzen. Grund dafür 
sind zu viel Bürokratie, überhöhte 
Standards und Aufgabenübertra-
gung ohne auskömmliche Finanzie-
rung. Wir haben als Arbeitsgemein-
schaft Kommunalpolitik abgefragt, 
wo man konkret ansetzen könnte, 
den Kommunen in diesem Punkt das 
Leben zu erleichtern. Dabei haben 
wir mehr als 500 Vorschläge erhal-
ten, die wir an die Bundesministerien 
weitergegeben haben. Ein Teil dieser 
Ideen wird auch bereits in der 
Modernisierungsagenda des Bundes 
und der föderalen Modernisierungs-
agenda aufgegriffen. Die restlichen 
Vorschläge können folgen, wenn 
feststeht, dass Erleichterungen bei 
Standards und Verfahren nicht zum 
Untergang des Abendlandes führen.

Diese Strukturfragen bei Stan-
dards und Verfahren sind auch Teil 
des Zukunftspakts von Bund, Län-
dern und Kommunen. Hier laufen 
weiterhin die Beratungen und die 
Ergebnisse müssen zeitnah vorlie-
gen, damit Bund und Länder dann 
gemeinsam mit den Kommunen in 
die weitere Umsetzung einsteigen 
können.

Kommunal relevant: Wie kann 
der Zukunftspakt dazu beitragen, die 
Situation der Kommunen zu verbes-
sern?

Josef Oster: Im Zukunftspakt 
geht es neben Finanzfragen, die 
auch das föderale Gefüge berühren, 
insbesondere um Strukturen, Verfah-
ren und Standards. Standards und 
Verwaltungsverfahren sind zu hinter-

fragen, zu vereinfachen und an der 
Lebenswirklichkeit auszurichten. 
Grundlage für all das ist mehr Ver-
trauen in die kommunale Selbstver-
waltung und ihre Verantwortlichen.

Im Sozialbereich sind zeitnah 
weitere signifikante Einsparungen 
nötig, um die Ausgabendynamik zu 
durchbrechen. Dabei geht es vor 
allen Dingen um Fragen des Unter-
haltsvorschusses, die Hilfen zur 
Pflege sowie die Kinder- und Jugend-
hilfe – und ganz besonders um die 
Eingliederungshilfe. Die Kosten sind 
hier in den letzten Jahren vollkom-
men aus dem Ruder gelaufen. Das 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales muss endlich liefern. Stan-
dards müssen auf Überregulierung 
und Praxistauglichkeit überprüft und 
angepasst werden. Es liegen zahlrei-
che, auch von den Kommunen erar-
beitete, Reformvorschläge auf dem 
Tisch, die keinesfalls die Axt an den 
Sozialstaat anlegen. Der Sozialstaat 
muss auf das Machbare konzentriert 
werden. Ohne Anpassungen an das 
Machbare wird auch die Aufrechter-
haltung des Sozialstaats durch die 
Kommunen künftig nicht mehr 
machbar sein – und das ginge dann 
erst recht zulasten von Kindern, 
Jugendlichen, Familien und Men-
schen mit Behinderung.

Wenn wir diese Punkte lösen 
und strukturelle Verbesserungen 
umsetzen, kann dies einen nachhalti-
gen Beitrag zur Stabilisierung der 
kommunalen Lage leisten. Bevor 
über eine Verbesserung der kommu-
nalen Finanzen diskutiert wird, müs-
sen diese strukturellen Grundlagen 
geschaf fen 
w e r d e n , 
auch wenn 
diese erst 
mittelfristig 
ihre volle 
Wirkung ent-
falten kön-
nen. Aber es 
hilft nicht 
weiter, die 
b e s t e h e n -
den struktu-
rellen Prob-
leme mit 
neuem Geld 
– wo auch 

immer es herkommen könnte – zu 
übertünchen.

Kommunal relevant: Was muss 
sich ändern, damit Kommunen über 
auskömmliche und verlässliche Finanz-
mittel verfügen?

Josef Oster: Die strukturelle 
Unterfinanzierung der Kommunen 
erschwert auch die Ansätze der Bun-
despolitik zur Stärkung des Standorts 
Deutschland und zur Entlastung der 
Menschen in diesem Land, was die 
Unzufriedenheit weiter anheizt. 
Damit die Kommunen über aus-
kömmliche und verlässliche Finanz-
mittel verfügen, braucht es einen 
Vierklang aus dem Durchbrechen der 
Ausgabendynamik, einer Stärkung 
der Länderverantwortung, der Ver-
besserung der kommunalen Einnah-
mebasis und einer Verstetigung der 
kommunalen Investitionsförderung. 
Da steigende Einnahmen durch 
schneller steigende Ausgaben aufge-
zehrt werden, reicht es nicht aus, die 
Einnahmeseite zu verbessern, um 
die kommunale Finanzlage zu ver-
bessern. Die Ausgabendynamik 
muss zuerst reduziert werden! Bei 
einem löchrigen Eimer dreht man 
auch nicht einfach den Wasserhahn 
stärker auf, um ihn zu füllen, sondern 
stopft zuerst die Löcher.

Kommunal relevant: Wo und 
wie muss nach Ihrer Einschätzung kon-
kret angesetzt werden?

Josef Oster: Ziel muss sein, 
die Sozial- und Verwaltungsausga-
ben um mindestens zehn Milliarden 
Euro jährlich zu senken. Die im Som-
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mer erzielten Ergebnisse können nur 
der Anfang sein. Die weiteren in der 
Arbeitsgruppe zum effizienten Res-
sourceneinsatz bei Leistungsgeset-
zen diskutierten Vorschläge müssen 
unvoreingenommen geprüft und 
umgesetzt werden. Es darf keine 
weiteren Belastungsverschiebungen 
in die Kommunalfinanzen geben. Die 
Kommunen sind nicht Ausfallbürge 
beispielsweise von Sozialversiche-
rungszweigen. Die im Zukunftspakt 
vereinbarte Aufgaben- und Ausga-
benkritik muss konsequent genutzt 
werden und dabei auch die Frage 
beantworten, welche Aufgaben kom-
munal in Zukunft leistbar und aus-
kömmlich finanziert sind. Die finanzi-
elle Ausstattung muss der Aufgabe 
folgen.

Die Länder müssen ihrer Ver-
antwortung für eine aufgabenange-
messene auskömmliche Finanzaus-
stattung der Kommunen nach- 
kommen. Die Stärkung der Kommu-
nalfinanzen ist keine Ein-Mann-Show 
des Bundes, sondern kann nur gelin-
gen, wenn auch die Länder ihrer Ver-
antwortung nachkommen. Die Län-
der sind gefordert, durch strukturelle 
Änderungen beispielsweise in den 
kommunalen Finanzausgleichsrege-
lungen und die strikte Einhaltung der 
Veranlassungskonnexität auf Länder-
ebene sicherzustellen, dass die Kom-
munen auch künftig aufgabenange-
messen auskömmlich finanziert sind. 
Dazu gehört auch eine signifikante 
Anhebung der kommunalen Ver-
bundmasse – signifikant heißt in 
meinen Augen um wenigstens fünf 
Milliarden Euro jährlich. Ohne ein 
Aufstocken der kommunalen Ver-
bundmasse in den einzelnen Flä-
chenländern werden Ansätze zur 
Verbesserung der Kommunalfinan-
zen nur Flickschusterei bleiben.

Kommunal relevant: Dann 
bliebe aber immer noch eine Lücke in 
den Kommunalhaushalten, die nicht 
allein durch steigende Einnahmen aus 
Wirtschaftswachstum geschlossen 
werden kann.

Josef Oster: Wenn die struk-
turellen Grundlagen zur Reduzierung 
der Kommunalausgaben vereinbart 
sind, müssen wir vorbehaltlos prü-
fen, wie die Einnahmebasis der Kom-

munen verbessert werden kann. Das 
uferlose Anheben der Hebesätze bei 
der Grundsteuer, wie sie ein Exper-
tenrat der Bertelsmann Stiftung 
anregt, halte ich für den falschen 
Weg. Dies ist eher ein Drohszenario, 
was passieren wird, wenn die Finanz-
lage der Kommunen nicht stabilisiert 
wird. Aber zusätzliche Belastungen 
der Bevölkerung ohne Verbesserung 
der kommunalen Angebote wären 
vor Ort nicht zu vermitteln und wür-
den die demokratischen Strukturen 
in den Kommunen weiter unter 
Druck setzen und gefährden.

Kommunal relevant: Wo sollen 
die zusätzlichen Mittel herkommen – 
aus einer Mehrwertsteuererhöhung?

Josef Oster: Die Forderung 
nach einer Erhöhung der Mehrwert-
steuer ist nicht neu. Und möglicher-
weise wäre eine strukturierte Anpas-
sung, die auf der einen Seite für 
Lebensmittel eine Reduzierung vor-
sieht, um die Lebenshaltungskosten 
damit zu entlasten, und auf der 
anderen Seite den allgemeinen 
Mehrwertsteuersatz anhebt, sozial 
gerechter und verträglicher, weil hier 
auch das eigene Verhalten über die 
Belastung mit entscheidet, als die 
uferlose Anhebung kommunaler 
Realsteuern, die alle treffen, egal was 
und wie viel sie sich leisten können 
und wollen. Bevor wir aber diese 
Frage diskutieren, müssen wir den 
ersten Punkt abschließen und die 
strukturellen Vereinbarungen zur 
Reduzierung der Kommunalausga-
ben auf den Weg bringen.

Als letzter Punkt des Vier-
klangs zur Stärkung der Kommunalfi-
nanzen muss die kommunale Investi-
tionskraft verstetigt werden. Hier 
geht es darum, die Förderprogramm-
systematik zu verändern – und zwar 
nicht nur hinsichtlich Beantragung, 
Umsetzung und Abrechnung von 
Förderprogrammen. Auch das ist 
zweifelsohne bei den Programmen, 
die bestehen bleiben, wichtig. Es 
geht zusätzlich aber darum, die Zahl 
der Programme zu reduzieren und so 
Finanzmittel ‚freizuschaufeln‘, die 
den Kommunen unmittelbar als 
Investitionshilfen zugewiesen wer-
den können. Das geht nur schritt-
weise und über einen längeren Zeit-
raum, weil auch Mittel in 
Programmförderungen längerfristig 
gebunden sind. Aber über den Ein-
stieg diskutieren wir in der AG Kom-
munalpolitik intensiv und ich bin 
zuversichtlich, dass wir auch mit den 
Kommunalen der SPD-Bundestags-
fraktion hier einen geeigneten Weg 
vereinbaren können.

Mit dem Zukunftspakt und 
dem Vierklang für auskömmliche 
und verlässliche Kommunalfinanzen 
können die Kommunen wieder auf 
einen guten Entwicklungspfad gelan-
gen. Ich freue mich auf die anstren-
gende, aber auch erfüllende Auf-
gabe, diesen Weg intensiv zu 
begleiten.

Kommunal relevant: Herr Oster, 
vielen Dank für das Gespräch.
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Schneller, digitaler, handlungsfähiger
Die große BauGB-Reform und ihre Bedeutung für die Kommunen

von Michael Kieß-
ling MdB, 1. stellvertreten-
der Vorsitzender der AG 
Kommunalpolitik der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion 
und Sprecher für Bauen 
und Wohnen der CSU im 
Deutschen Bundestag

Bauen in Deutsch-
land dauert lange und ist 
teuer. Zeit ist Geld auch 
beim Bauen. Die neue 
Baugesetzbuch Novelle 
setz genau hier an. Es soll 
möglich werden, schnelles, 
einfaches Baurecht zu schaffen 
unter Wahrung der Planungshoheit 
der Kommunen und die Abwägung 
der unterschiedlichen Belange und 
Interessen. Mit dem Bauturbo hat 
man den Kommunen schon ein 
Werkzeug zur Seite gestellt im Rah-
men ihrer Planungshoheit in klei-
nem Umfang schnelles Baurecht zu 
schaffen. Die „große“ Baugesetz-
buchnovelle soll weitere Beschleuni-
gung und Vereinfachungen bringen.

Das „Gesetz zur Modernisie-
rung des Städtebau- und Raumord-
nungsrechts“ soll die verkrusteten 
Planungsstrukturen aufbrechen. Es 
markiert den dringend notwendigen 
Paradigmenwechsel im deutschen 
Bau- und Planungsrecht. 

Im Zentrum stehen tiefgrei-
fende bürokratische Erleichterun-

gen, neue Instrumente gegen den 
Verfall von Immobilien und eine sig-
nifikante Stärkung der kommunalen 
Entscheidungskompetenz, wie die 
AG Kommunalpolitik der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion sie immer wie-
der eingefordert hat. Der Wohnungs-
bau in angespannten Märkten kann 
zum „überragenden öffentlichen 
Interesse“ erklärt werden. Den 
Gemeinden verleiht dies das nötige 
rechtliche Gewicht, sich in Abwä-
gungsprozessen für den Wohnungs-
bau leichter durchzusetzen.

Entlastung der Verwaltun-
gen 

Die Anforderungen an eine 
rechtssichere Durchführung pla-
nungsrechtlicher Verfahren sind in 
den vergangenen Jahrzehnten stetig 
gewachsen. Die Komplexität der 
abzuwägenden Belange hat massiv 

zugenommen. Hinzu 
kommt, dass das Bauen im 
Bestand und die Umwand-
lung bestehender Flächen 
naturgemäß größere Kon-
flikte mit sich bringen.

Die rechtlichen Hür-
den treffen in den Rathäu-
sern auf extrem begrenzte 
personelle Ressourcen. 
Angespannte öffentliche 
Haushalte und akuter Fach-
kräftemangel vermischen 
sich hier zu einer problema-
tischen Melange. Zudem 
wurden die Potenziale der 
Digitalisierung nur unzurei-
chend ausgeschöpft, was 
auch den immer komplexe-

ren Anforderungen 
geschuldet ist. 

Die Folgen: 
Medienbrüche und 
fehlende einheitli-
che Schnittstellen 
bestimmen den All-
tag in den Verwal-
tungen und machen 
ihn unnötig kompli-
ziert. Angst vor for-
mellen Verfahrens-
fehlern führt zu 
überambitionierten 

Prüfungen. Ausufernde 
Einspruchs- und Klagerechte tun ein 
Übriges. Das Resultat: Planungsver-
fahren, die sich im Extremfall über 
ein Jahrzehnt oder länger hinziehen.

Digitalisierung und straffere 
Verfahren

Hier gibt das Reformvorha-
ben den Kommunen wirksame 
Werkzeuge an die Hand. Vier zent-
rale Säulen sollen den bürokrati-
schen Aufwand drastisch reduzie-
ren:

Das gesamte Bauleitplanver-
fahren wird digitalisiert. Der IT-Stan-
dard „XPlanung“ wird bundesweit 
für alle Gemeinden verbindlich, um 
analoge Medienbrüche dauerhaft zu 
beenden.

Nach dem Prinzip „Aus zwei 
mach eins“ wird die Umweltprüfung 
reformiert. Die aufwendige Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) wird 
künftig nur noch bei großen, recht-
lich zwingend erforderlichen Vorha-
ben verlangt. Für kleinere Bebau-
ungspläne gelten vereinfachte 
Verfahren, indem die relevanten 
Größenschwellenwerte angehoben 
werden.

Mehrfachbeteiligungen der 
Öffentlichkeit werden abgebaut. Die 
frühzeitige Bürgerbeteiligung wird 
in das Ermessen der Kommunen 
gestellt; eine erneute Beteiligung 
nach Planänderungen soll zur Aus-
nahme werden. Zudem können die 
Beteiligungsverfahren von Öffent-
lichkeit und Behörden künftig paral-
lel stattfinden.
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Gesetzliche Fristen sollen 
dafür sorgen, das Bauleitplanverfah-
ren im Regelfall innerhalb von zwei 
Jahren abgeschlossen sind. Eine 
digitale „Verfahrensampel“ in den 
Behörden soll zudem für Transpa-
renz sorgen.

Scharfes Schwert gegen 
Schrottimmobilien

Auch das Problem der 
Schrottimmobilien in vielen Städten 
und Gemeinden wird adressiert. Bis-
lang waren den Kommunen hier 
rechtlich oft die Hände gebunden. 
Ein erweitertes Vorkaufsrecht soll 
nun den Handlungsrahmen bieten, 
um künftig gezielt einzugreifen und 
die negativen städtebaulichen Aus-
wirkungen solcher Immobilien abzu-
wenden. Ein Novum betrifft Eigentü-
mergemeinschaften: Befindet sich 

EUDI-Wallet als zentraler Baustein der digitalen Verwaltung
Digitales Fachgespräch der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Die EUDI-Wallet hat das 
Potenzial, zu einem zentralen Bau-
stein der digitalen Verwaltung in 
Deutschland zu werden. Ob dieses 
Potenzial tatsächlich genutzt wird, 
entscheidet sich jedoch nicht allein 
an der technischen Entwicklung der 
Wallet. Entscheidend ist, ob sie in 
bestehende Verwaltungsprozesse 
integriert wird, konkrete Vorteile 
schafft und in der Fläche funktio-
niert. Den Kommunen kommt dabei 
eine Schlüsselrolle zu: Sie stellen 
Nachweise aus, nehmen sie entge-
gen und sind für Bürgerinnen und 
Bürger einer der wichtigsten Berüh-
rungspunkte mit staatlichen Leistun-
gen.

Das Fachgespräch vom 7. Juli 
2026 mit über 300 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern aus Kommunen, 
kreisfreien Städten und Landkreisen 
zeigt: Die Bereitschaft zur EUDI-Wal-
let ist vorhanden – die konkrete Vor-
bereitung steht vielerorts jedoch 
noch am Anfang. Von 191 Teilneh-
menden der Live-Abfrage gaben 103 
an, noch ganz am Anfang zu stehen, 
weitere 71 haben begonnen, sich 
mit der EUDI-Wallet auseinanderzu-
setzen. Damit befinden sich rund 91 
Prozent der teilnehmenden Organi-
sationen noch in einer frühen Vor-

bereitungsphase.

Die zentrale Herausforderung 
liegt deshalb inzwischen weniger in 
der Frage, was die EUDI-Wallet 
grundsätzlich leisten kann, sondern 
wie sie praktisch in die kommunale 
Verwaltungslandschaft integriert 
wird. Die Rückmeldungen aus Vora-
bumfrage, Live-Abfrage und Fachge-
spräch ergeben dabei ein bemer-
kenswert einheitliches Bild: 
Kommunen brauchen vor allem Ori-
entierung, verbindliche Standards 
und Schnittstellen, nachnutzbare 
technische Lösungen, Klarheit über 
Finanzierung und Zuständigkeiten 
sowie konkrete Unterstützung bei 
der Umsetzung. Bei der Priorisie-
rung der notwendigen Vorausset-
zungen standen eine klare Roadmap 
bis 2027, Standards und Schnittstel-
len sowie die finanzielle Unterstüt-
zung an erster Stelle.

Gleichzeitig wird deutlich: Die 
EUDI-Wallet darf nicht als isoliertes 
Digitalprojekt betrachtet werden. Sie 
muss mit BundID, Registermoderni-
sierung, NOOTS, Fachverfahren und 
weiteren Basisdiensten zusammen-
spielen. Kommunale IT-Dienstleister, 
Rechenzentren und Fachverfahrens-
hersteller werden damit zu Schlüs-
selakteuren. Standards und Schnitt-

stellen sollten möglichst zentral 
entwickelt und anschließend breit 
nachgenutzt werden, statt dieselben 
Integrationsprobleme tausendfach 
vor Ort zu lösen.

Aus dem Fachgespräch erge-
ben sich daher fünf prioritäre Hand-
lungsempfehlungen:

1.	Eine verbindliche kommunale 
Roadmap veröffentlichen, die 
Zeitplan, Zuständigkeiten, techni-
sche Voraussetzungen und kon-
krete To-dos bis zum Rollout 
transparent macht.

2.	Einen kommunalen Leitfaden mit 
Checklisten und Musterprozessen 
bereitstellen, damit nicht jede der 
rund 11.000 Kommunen ein eige-
nes Einführungskonzept entwi-
ckeln muss.

3.	Eine gemeinsame Kommunika-
tions- und Akzeptanzstrategie 
aufsetzen, die zunächst Beschäf-
tigte und Kommunen befähigt 
und anschließend Bürgerinnen 
und Bürger über konkrete Anwen-
dungsmöglichkeiten informiert.

4.	Einheitliche technische Stan-
dards, Schnittstellen und Refe-
renzarchitekturen schaffen, damit 
Wallet, Fachverfahren und beste-

eine Schrottimmobilie im Teileigen-
tum, kann die Kommune nun auch 
einzelne Wohnungen aufkaufen. Auf 
diese Weise kann die Gemeinde 
innerhalb der Gemeinschaft eine 
aktive Rolle einnehmen und das 
Quartier von innen heraus stabilisie-
ren.

Gleichzeitig dient das Gesetz 
als Riegel gegen ruinöse Marktspe-
kulationen. Wiederholte Verkäufe 
von maroden Immobilien ohne jede 
Sanierungsabsicht können unter-
bunden werden. Für besonders ver-
fahrene Fälle sieht die Novelle 
zudem spürbare rechtliche Erleich-
terungen bei Enteignungsverfahren 
für Schrottimmobilien vor.

Erleichterungen auch für 
den ländlichen Raum

Das reformierte Bau- und Pla-
nungsrecht schafft auch Erleichte-
rungen, die vor allem dem ländli-
chen Raum zugutekommen. 
Gemeinden erhalten die Möglich-
keit, im Flächennutzungsplan gezielt 
Areale für Solaranlagen oder Ener-
gieprojekte mit einer Privilegie-
rungswirkung auszustatten. Feuer-
wehr- und Rettungswachen im 
Außenbereich werden teilprivile-
giert. Wenn Wachen aus Effizienz-
gründen zusammengelegt werden 
sollen, können die Gemeinden 
dadurch wesentlich unkomplizierter 
planen und bauen,  was für kürzere 
Rettungswege – und damit besseren 
Bevölkerungsschutz - sorgt.
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hende Basisdienste zuverlässig 
zusammenspielen.

5.	Kommunen gezielt finanziell, per-
sonell und organisatorisch unter-
stützen – mit dem Schwerpunkt 
auf zentralen, nachnutzbaren 
Lösungen und möglichst gerin-
gem individuellem Implementie-
rungsaufwand. Die übergreifende 
Leitlinie lautet damit: zentral vor-
bereiten, standardisieren und 
nachnutzbar machen – kommu-

nal einfach anwenden. Kommu-
nen können bereits jetzt Leistun-
gen und Nachweise priorisieren, 
Fachverfahren analysieren, 
Kooperationen aufbauen und 
Testmöglichkeiten nutzen. Die 
übergreifenden Voraussetzungen 
– Standards, Schnittstellen, zent-
rale Dienste, rechtliche Rahmen-
bedingungen und grundlegende 
Architektur – müssen jedoch ver-
lässlich durch Bund und Länder 
geschaffen werden.

Der nächste Schritt muss des-
halb der Übergang von der techni-
schen Entwicklung zur Umsetzung 
in der Fläche sein. Gelingt es, diesen 
Prozess gemeinsam mit Ländern 
und Kommunen zu organisieren, 
kann die EUDI-Wallet mehr sein als 
eine weitere digitale Anwendung: 
Sie kann zum Katalysator für eine 
einfachere, vernetzte und nutzerori-
entierte Verwaltung werden.

Was mich kommunalpolitisch bewegt
Kommunale Stärke entsteht durch Zusammenarbeit

von Dr. Oliver Vogt MdB, stell-
vertretender Vorsitzender der AG Kom-
munalpolitik der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion

Wie wirkungsvoll kommunale 
Zusammenarbeit sein kann, lässt 
sich auch bei mir im Mühlenkreis 
beobachten. Das zeigen zwei ganz 
unterschiedliche Beispiele: die Ver-
netzung von Verkehrswegen und 
der Einsatz künstlicher Intelligenz.

Von 1999 bis 2021 habe ich 
dem Rat der Stadt Espelkamp ange-
hört, von 2018 bis 2025 auch dem 
Kreistag Minden-Lübbecke. Dabei 
habe ich gelernt: Kommunalpolitik 
heißt, Chancen zu erkennen, Partner 
zusammenzubringen und Projekte 
umzusetzen. Dazu braucht es enga-
gierte Menschen und verlässliche 
Rahmenbedingungen.

Unser Mühlenkreis im Nord-
osten Nordrhein-Westfalens ist 
geprägt von Mittelstand, Familien-
unternehmen und Landwirtschaft. 
Zugleich ist er ein Verkehrsknoten-
punkt: Mit Weser und Mittellandka-
nal verlaufen zwei Bundeswasser-
straßen durch die Region, hinzu 
kommen die Autobahnen A 2 und A 
30 sowie die Bahnverbindungen von 
Berlin nach Köln und Amsterdam. 
Doch eine günstige Lage garantiert 
noch keine wirtschaftliche Entwick-
lung. Entscheidend ist, was wir dar-
aus machen.

Das zeigt das Wasserstraßen-
kreuz in Minden. Dort überquert der 
Mittellandkanal auf einer Brücke die 
Weser. Schleusen verbinden beide 

Wasserstraßen und ermöglichen 
Schiffen den Wechsel zwischen 
Kanal und Fluss. Das beeindru-
ckende Ingenieurbauwerk ist also 
zugleich eine wichtige Schnittstelle 
für den Gütertransport weit über 
unsere Region hinaus.

Damit daraus ein Standort-
vorteil entsteht, braucht es Häfen 
und die Verknüpfung der Verkehrs-
wege. Seit 2019 ergänzt der Regio-
Port OWL den Hafenstandort Min-
den. Der Containerhafen verbindet 
die Wirtschaft Ostwestfalen-Lippes 
(OWL), zu dem der Mühlenkreis 
gehört, mit den Nordseehäfen. Con-
tainer kommen per Binnenschiff und 
werden auf der Straße oder der 
Weser weitertransportiert. Über das 
bestehende Mindener Hafensystem 
ist auch die Schiene eingebunden. 

So entsteht eine Logistikkette, die 
Betrieben zusätzliche Transport-
wege eröffnet und Wertschöpfung in 
der Region ermöglicht.

Noch wichtiger ist die Idee 
hinter dem Hafenband am Mittel-
landkanal: Hafenstandorte in Ost-
westfalen-Lippe und dem benach-
barten Niedersachsen vermarkten 
ihre Leistungen gemeinsam. Mit 
unterschiedlichen Umschlag- und 
Logistikangeboten schaffen sie 
gemeinsam ein attraktives Netz-
werk. Die Lehre daraus: Der Bund 
stellt wesentliche Verkehrswege 
bereit. Doch erst durch kommunale 
Initiative und Zusammenarbeit über 
Stadt-, Kreis- und Landesgrenzen 
hinweg werden daraus wirtschaftli-
che Chancen für die Heimat.

Eine ganz andere Zukunfts-

Dr. Oliver Vogt MdB
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aufgabe wird in Ostwestfalen-Lippe 
mit derselben Haltung angegangen: 
Die KI-Transformationsagenda OWL 
soll Verwaltungen helfen, künstliche 
Intelligenz sinnvoll und verantwor-
tungsvoll einzusetzen. Gerade klei-
nere Gemeinden brauchen solche 
Kooperationen: Ihnen fehlen oft Per-
sonal, Fachwissen und Geld, um 
eigene KI-Strategien und Anwen-
dungen im Alleingang zu entwickeln.

Deshalb haben sich die sechs 
Kreise der Region und sechs Städte 
und Gemeinden unterschiedlicher 
Größe zusammengetan. Sie haben 
nicht einfach neue Software bestellt, 
sondern zuerst analysiert, wie digital 
ihre Verwaltungen bereits arbeiten. 
Befragungen von Beschäftigten, 
Workshops und Untersuchungen bil-
deten die Grundlage für eine 
gemeinsame Strategie. Daraus wur-
den 18 konkrete Vorhaben entwi-
ckelt: gemeinsame Regeln für siche-
ren KI-Einsatz, Schulungen und 
Anwendungen etwa zur Dokumen-

tenbearbeitung oder zur Unterstüt-
zung wiederkehrender Verwaltungs-
aufgaben. Ein gemeinsamer 
KI-Compliance-Check zur Prüfung 
von Risiken, etwa bei Datenschutz 
und IT-Sicherheit, ist bereits fertig-
gestellt.

Der Fortschritt liegt nicht nur 
in der Technik. Wenn Verwaltungen 
Grundlagen gemeinsam erarbeiten, 
muss nicht jede Kommune diesel-
ben Fragen neu beantworten. Klei-
nere Gemeinden profitieren von 
Erfahrungen und Lösungen anderer, 
ohne ihre Eigenständigkeit aufzuge-
ben. Gemeinsame Standards 
machen den Einsatz neuer Technik 
verlässlicher; lokale Anpassungen 
bleiben möglich. Das ist ein über-
tragbares Modell für Kommunen in 
ganz Deutschland.

Beide Beispiele zeigen, was 
kommunale Selbstverwaltung leis-
ten kann. Dafür müssen wir den Ver-
antwortlichen vor Ort vertrauen und 
ihnen Gestaltungsspielraum geben. 

Die AG Kommunalpolitik der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion setzt sich 
dafür ein, dass diese Perspektive in 
Berlin gehört und in der Bundesge-
setzgebung berücksichtigt wird. 
Dazu gehört auch eine ehrliche 
Finanzierung: Wer neue Aufgaben 
überträgt, muss ihre Kosten berück-
sichtigen und für eine tragfähige 
Finanzierung sorgen. Gerade ländli-
che Regionen dürfen hier nicht 
durch starre Vorgaben ausgebremst 
werden.

Im Austausch mit Bürger-
meistern und kommunalen Man-
datsträgern erlebe ich immer wie-
der, wie viel Gestaltungswille vor Ort 
vorhanden ist. Häufig fehlt es nicht 
an Ideen, sondern an finanziellen 
Mitteln und Freiräumen. Der Müh-
lenkreis zeigt, wie viel möglich wird, 
wenn Kommunen gemeinsam han-
deln. Wer solche Zusammenarbeit 
stärkt, stärkt die Region und das 
Fundament unserer Demokratie.

Steigende Einnahmen ersetzen keine Reformen
Kommunales Plus wird von galoppierenden Ausgaben aufgezehrt

Nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes haben die Kom-
munen im Jahr 2025 erneut höhere 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer 
erzielt als im Vorjahr. Josef Oster 
MdB, Vorsitzender der Arbeitsge-
meinschaft Kommunalpolitik der 
CDU/CSU-Bundestagsfrakt ion, 
warnt, daraus die falschen Schlüsse 
zu ziehen.

„Auf den ersten Blick ist die 
Mitteilung des Statistischen Bundes-
amtes zu den Gewerbesteuereinnah-
men 2025 eine gute Nachricht: Die 
Gewerbesteuer liefert verlässliche 
kommunale Einnahmen und ihr 
Anstieg zeigt, dass auch die von der 
unionsgeführten Bundesregierung 
angestrengten Bemühungen, die 
Wirtschaft zu stärken, greifen."

Allerdings dürften steigende 
Gewerbesteuereinnahmen nicht 
über das strukturelle Problem der 
Kommunalfinanzen hinwegtäuschen. 
so Oster. "Steigende Einnahmen wer-
den von galoppierenden Ausgaben 
aufgezehrt. Diese Dynamik müssen 

wir durchbrechen." Im Zukunftspakt 
von Bund, Ländern und Kommunen 
gehe es auch um die im Koalitions-
vertrag vereinbarte Aufgaben- und 
Ausgabenkritik. "Am Ende muss klar 
sein, welche Aufgaben die Kommu-
nen künftig wirklich stemmen kön-
nen und wie das finanziert wird."

Nur durch signifikante Einspa-
rungen lasse sich die Ausgabendyna-
mik im Sozialbereich durchbrechen. 
Oster: "Hier muss der neue Bundes-
minister für Arbeit und Soziales jetzt 
zeitnah liefern. Standards müssen 
auf Überregulierung und Praxistaug-
lichkeit überprüft und angepasst 
werden. Es liegen zahlreiche, auch 
von den Kommunen erarbeitete, 
Reformvorschläge auf dem Tisch, die 
keinesfalls die Axt an den Sozialstaat 
anlegen. Wenn wir die finanzielle 
Handlungsfähigkeit der Kommunen 
nicht sichern, gefährden wir langfris-
tig genau die Sozialleistungen, die 
wir heute zu Recht schützen wollen."

Bislang erzielen nach Informa-
tio des Statistischen Bundesamtes  

die Kommunen steigende Einnah-
men aus eigenen Steuern, ohne 
Hebesätze zu erhöhen. "Das ist die 
zweite gute Nachricht der Mitteilung 
des Statistischen Bundesamtes," so 
Oster. "Es ist aber fraglich, wie lange 
das noch gut geht. Wenn die Ausga-
ben nicht signifikant sinken, werden 
die Kommunen gezwungen sein, die 
Hebesätze der Grund- und Gewerbe-
steuer deutlich anzuheben. Wenn 
Menschen und Betriebe mehr zahlen 
sollen, aber vor Ort nichts besser 
wird, ist das nicht zu vermitteln. Das 
schwächt nicht nur die demokrati-
schen Strukturen in den Kommunen, 
sondern auch unsere Wirtschaft.

Steigende Gewerbesteuerein-
nahmen ersetzen keine strukturellen 
Reformen, sondern müssen Ansporn 
sein, die Ausgaben zu senken, um 
die Kommunalfinanzen wieder ins 
Lot zu bringen. Dann können die 
Kommunen auch wieder vor Ort 
gestalten.“
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KfW-Kommunalpanel 2026
Investitionsrückstand wächst weiter an

Das KfW-Kommunalpanel 
wirft auch in der aktuellen Ausgabe 
ein Schlaglicht auf die Investitions-
kraft und Investitionstätigkeit der 
Kommunen. Darüber diskutierten 
Mitglieder der AG Kommunalpolitik 
mit Vertretern der KfW.

•	Die tatsächlich verausgabten 
Investitionen der Kommunen sta-
gnierten 2025 im Vergleich zum 
Vorjahr, nachdem sie in den Jah-
ren davor kontinuierlich angestie-
gen waren.

•	Mit Blick auf das bevorstehende 
Haushaltsjahr fallen die geplan-
ten Investitionen im Vergleich 
zum zurückliegenden Jahr deut-
lich höher aus, als dies in den Vor-
gängerbefragungen der Fall war.

•	Die größten Teile des Sonderver-
mögens werden im Jahr 2026 in 
die Infrastrukturbereiche Schulen 
und Straßen fließen. Der Anteil 
der Kommunen, der aufgrund des 
Sondervermögens mit höheren 
Investitionen rechnet, liegt im 
Jahr 2026 bei 22 % und bei 38 % 
im Jahr 2027.

•	Die tatsächlich getätigten Investiti-
onen liegen auch im aktuellen 
Befragungszeitraum deutlich 
unter den geplanten Investitio-
nen: von den eingeplanten 43,8 
Milliarden Euro konnten auf 
Grundlage der Hochrechnungser-
gebnisse im Jahr 2025 voraus-
sichtlich Maßnahmen mit einem 
Volumen von rund 29,3 Milliar-
den Euro umgesetzt werden.

•	Als nicht-monetäre Investitions-
hemmnisse werden angeführt

	»aufwändige Genehmigungs- 
oder Vergabeverfahren

	»Engpässe in der Bauwirtschaft

	» langwierige Bearbeitung von 
Förderanträgen

	»Personalmangel in den Bauver-
waltungen

	»umfangreiche baurechtliche 
Anforderungen.

•	Immer weniger Kommunen kön-
nen sich Unterhalt leisten. Bezo-

gen auf die gesamte Infrastruktur 
gab ein Drittel der Kommunen an, 
dass der Unterhalt „vollständig“ 
oder „weitgehend“ gelungen ist. 
In gut der Hälfte der Kommunen 
(51 %) waren die notwendigen 
Unterhaltsaufwendungen „teil-
weise“ möglich und in 16 % der 
Kommunen gelang er letztlich nur 
in „geringem Umfang“ oder „gar 
nicht“.

In den einzelnen Infrastrukturbe-
reichen zeigt sich ein differenzier-
teres Bild. Dabei lassen sich zwei 
Gruppen an Infrastrukturen 
unterscheiden: Auf der einen 
Seite diejenigen, denen in den 
zurückliegenden Jahren offenbar 
eine hohe politische Priorität bei-
gemessen wurde, weil hier beson-
ders viele Kommunen den Unter-
halt weitgehend oder sogar 
vollständig gewährleisten konn-
ten. Hierbei handelt es sich um 
die bildungsrelevanten Infra-
strukturen der Kinderbetreuung 
und Schulgebäude (mit Ein-
schränkung) sowie um die Infra-
struktur für den Brand- und Kata-
strophenschutz.

Auf der anderen Seite gibt es aber 
auch Infrastrukturen, die vor Ort 
mit geringerer Priorität behandelt 
werden. Dies zeigt sich daran, 
dass der Unterhalt in den vergan-
genen fünf Jahren entsprechend 

seltener „vollständig“ oder zumin-
dest „weitgehend“ getätigt wurde 
und zugleich die Gruppe der 
Kommunen, in denen er „kaum“ 
oder „gar nicht möglich“ war, 
besonders groß ist. Hierzu zählen 
insbesondere die Straßen und 
Verkehrsinfrastruktur, die öffent-
lichen Verwaltungsgebäude, die 
Sportstätten und die Kulturein-
richtungen.

In der Tendenz haben eher die 
kleineren kreisangehörigen sowie 
die ostdeutschen Kommunen 
Probleme, den Unterhalt ihrer 
gesamten Infrastruktur zu 
gewährleisten. Während in Ost-
deutschland der Anteil bei 37 % 
liegt, ist er in den restlichen Regi-
onen weniger als halb so hoch, in 
Norddeutschland liegt er lediglich 
bei 4 %.

•	Der wahrgenommene Investitions-
rückstand steigt weiter an und 
liegt 2025 bei 231,2 Milliarden 
Euro (plus 7,2 % bzw. 15,5 Mrd. 
Euro gegenüber Vorjahr).

Beim wahrgenommenen Investi-
tionsrückstand handelt es sich 
gemäß Definition in der Befra-
gung um die Summe, die eine 
Kommune heute investieren 
müsste, um ihre Infrastruktur in 
Qualität und Quantität wieder in 
einen adäquaten Zustand zu ver-
setzen. Es ist damit der in Geld-
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Eva Witt (KfW), Josef Oster MdB, Dr. Dirk Schumacher (KfW)
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werten ausgedrückte Unterhalts- 
und Investitionsstau der 
vergangenen Jahre.

Neben der Abfrage des wahrge-
nommenen Investitionsrück-
stands in Form konkreter Sum-
men wird im KfW-Kommunalpanel 
auch um eine qualitative Bewer-
tung des Investitionsrückstands 
gebeten. Gemäß Definition 
besteht ein gravierender Investiti-
onsrückstand dann, wenn die 
kommunale Aufgabenwahrneh-
mung durch den schlechten 
Zustand der Infrastruktur erheb-
lich beeinträchtigt wird.

Gravierende Rückstände gibt es 
insbesondere in den Bereichen 
Straßen-/Verkehrsinfrastruktur, 
Wohnungswirtschaft, Sportstät-
ten und Bäder sowie Schulen.

•	Die Erwartungen in Bezug auf das 
Sondervermögen sind auch inner-
halb der kommunalen Ebene 
grundsätzlich positiv, auch wenn 
der durchschnittlich zu erwar-
tende Betrag an jährlichen Mitteln 
nicht einmal den durchschnittli-
chen Anstieg des Investitionsrück-
stands ausgleicht.

Für 2026 gehen 22 Prozent der 
Kommunen davon aus, dass auf-
grund der Mittel aus dem Sonder-
vermögen das geplante Investiti-
onsvolumen höher ausfallen wird, 
als es ohne die Mittel aus dem 
Sondervermögen ausgefallen 
wäre. Für 2027 erwarten 38 Pro-
zent der Kommunen einen ent-
sprechenden Anstieg des Investi-
tionsvolumens.

•	Die eingesetzten Instrumente der 
Investitionsfinanzierung bleiben 
2025 im Vergleich zum Vorjahr 
größtenteils konstant. Leichte Ver-
änderungen zeigen sich bei liqui-
den Mitteln und Kommunalkredi-
ten, deren Nutzung jeweils etwas 
zunimmt.

•	Kommunen rechnen damit, dass 
die Nutzung von zweckgebunde-
nen Zuweisungen sowie Förder-
programmen in 2026 ansteigen 
wird. Ein Grund dafür dürfte im 
Sondervermögen liegen.

•	Die Bedingungen der Kreditauf-
nahme werden deutlich negativer 
eingeschätzt als im Vorjahr.

•	Im Vergleich zum Vorjahr zeigen 
sich insgesamt nur geringe Ver-
schiebungen. Am deutlichsten 
fällt der Anstieg bei liquiden Mit-
teln und Kommunalkrediten aus, 
deren Nutzungshäufigkeit jeweils 
um 4 Prozentpunkte zunahm.

•	Zukünftige Nutzung von Finanz-
werkzeugen

Die Entwicklung unterstreicht den 
skizzierten Trend einer stärkeren 
Nutzung von Fremdkapital auf-
grund der angespannten finanziel-
len Lage auf der kommunalen 
Ebene.

•	Finanzielle Situation der kommu-
nalen Beteiligungen

Die Kommunen sind an zahlrei-
chen öffentlichen Unternehmen 
beteiligt. Insbesondere in den 
Bereichen Wasser (66 %) und 
Energie (65 %) haben zwei Drittel 
der Kommunen Beteiligungen.

Gerade Beteiligungen im Energie-
bereich erwirtschaften regelmä-
ßig Überschüsse, die sie oft an die 
Kommunen abführen. Sie sind 
daher auch besonders häufig im 
steuerlichen Querverbund mit 
Sparten anzutreffen, die eher ver-
lustträchtig sind, wie etwa der 
ÖPNV, Sport und Kultur.

Um investive Herausforderungen 
im Bereich Ver- und Entsorgung 
zu meistern, benötigen die kom-
munalen Unternehmen eine aus-
reichende Unterfütterung mit 
Kapital. 

So liegt beispielsweise der 
geschätzte jährliche Investitions-

bedarf zur Anpassung der Was-
serversorgung an den Klimawan-
del bei rund 4 Mrd. EUR. Der 
Investitionsbedarf der Energie-
versorgungsunternehmen (EVUs) 
für die Wärme- und Stromverteil-
netze sowie die Wärmeerzeugung 
wird auf 535 Mrd. EUR bis 2045 
geschätzt. Diese Summen sind zu 
hoch, um sie allein aus eigenen 
Einnahmen abzudecken.

Trotz schlechter Haushalts-
lage wollen die Kommunen weiterhin 
investieren. Die geplanten Investitio-
nen steigen weiterhin deutlich. Aller-
dings ist – wie in vorherigen Jahren 
– auch 2025 eine große Lücke zwi-
schen Investitions-Absicht und Inves-
titions-Realität erkennbar. Die Kom-
munen haben im Jahr 2025 
voraussichtlich rund 14,5 Milliarden 
Euro weniger investiert als ursprüng-
lich vorgesehen.

Deutlich wird auch beim Kom-
munalpanel 2026, dass die geplan-
ten Investitionen nicht zwingend 
mangels finanzieller Möglichkeiten 
ausgeblieben sind – die Investitions-
hemmnisse liegen außerhalb der 
Haushalte und Kämmereien und 
beziehen sich insbesondere auf Ver-
fahren und personelle Einschränkun-
gen sowohl in den Verwaltungen als 
auch auf Seiten der ausführenden 
Wirtschaft. Das zeigt deutlich: Geld 
allein wird das Investitionsproblem 
der Kommunen nicht lösen. Zielfüh-
rend sind begleitende vereinfa-
chende Maßnahmen in der Umset-
zung – sei es mittels Vereinfachungen 
im Planungs- und Vergaberecht oder 
auch in einer Verstetigung des Mit-
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telflusses. Vereinfachungen im Pla-
nungs- und Vergaberecht können 
Kommunalverwaltungen bei der 
Umsetzung von Maßnahmen entlas-
ten, so dass eine mangelnde perso-
nelle Ausstattung nicht mehr zwin-
gend zum Hemmschuh wird. Eine 
Verstetigung des Mittelflusses führt 
auch zu einer Verstetigung der kom-
munalen Nachfrage nach entspre-
chenden Leistungen, so dass sich 
Baugewerbe und Handwerksfirmen 
darauf einstellen und entsprechende 
Kapazitäten schaffen können.

Problematisch ist weiterhin, 
dass sich die Kommunen immer 
weniger den erforderlichen Unterhalt 
von Infrastruktur leisten können. Das 
führt letztendlich zu steigendem 
Investitionsbedarf und – gepaart mit 
Investitionshemmnissen – zu einem 
weiter anwachsenden Investitions-
rückstand. Dabei sind auch mit Blick 
auf die Kommunen als Grundlage 
des funktionierenden Staates die 
Bereiche mit den größten Unterhal-
tungsproblemen auffällig. Insbeson-
dere in den Bereichen Straßen/Ver-
kehrsinfrastruktur, Schule, Kultur, 
Sportstätten, Gesundheitsinfrastruk-
tur und Wohnen fallen Einschränkun-
gen auf und tragen dazu bei, das 
Vertrauen in das funktionierende 
Gemeinwesen einzuschränken.

Wenig überraschend steigt 
der wahrgenommene Investitions-
rückstand gegenüber dem Vorjahr 
weiter an. Dabei liegen die größten 
Rückstände auch in den Bereichen 
mit den höchsten Problemen bei der 
Unterhaltung. Dabei schlagen auch 
bundespolitisch veranlasste Investiti-
onsbedarfe zu Buche: Der hohe 
Investitionsrückstand im Bereich 
Schule dürfte auch darin begründet 
sein, dass der Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung im Grundschul-
alter Investitionsbedarf geweckt hat, 
der bislang noch nicht abschließend 
gedeckt werden konnte – oder Inves-
titionen in den Ganztagsausbau 
haben Bedarfe an anderer Stelle in 
den jetzt ermittelten Investitions-
rückstand verdrängt. Auch der Inves-
titionsrückstand bei öffentlichen 
Gebäuden ist nicht zwingend allein 
auf Maßnahmen zum baulichen 
Erhalt von Gebäuden, sondern auch 
auf Anforderungen an energetische 
Sanierungen zurückzuführen. Wei-
tergehende Zielvorgaben (auch sei-

tens der EU-Ebene) dürften diesen 
Rückstand weiter vergrößern. Bereits 
in KfW-Kommunalpanels vergange-
nen Jahre war nicht erkennbar, wie 
die Kommunen Vorgaben beispiels-
weise zur energetischen Sanierung 
von Gebäuden umsetzen sollen. 
Ohne Stärkung der kommunalen 
Investitionskraft dürfte dies kaum zu 
schaffen sein. Neben diesen Investi-
tionen gibt es einen weiteren Bedarf 
zur Anpassung an den Klimawandel.

Im Unterschied zu anderen 
Studien, die den kommunalen Inves-
titionsrückstand thematisieren, 
basiert der im KfW-Kommunalpanel 
ermittelte Investitionsrückstand auf 
Einschätzungen der Befragten. Nicht 
alle Kommunen besitzen dazu 
belastbare Zahlen. Auf den ersten 
Blick ist auch nicht direkt erkennbar, 
ob es sich bei dem quantitativen 
Investitionsrückstand um zwingend 
erforderliche Maßnahmen handelt, 
die nicht ausgeführt werden konn-
ten, oder eher um gewünschte Maß-
nahmen, die aufgrund der Lage und 
wegen nicht zwingender Notwendig-
keit zurückgestellt worden sind. 
Dagegen konkretisieren die Angaben 
zum qualitativen Investitionsrück-
stand den Bedarf: Lediglich 20 Pro-
zent der Kommunen geben in der 
Gesamtbetrachtung an, dass der 
Investitionsrückstand qualitativ nicht 
ins Gewicht fällt. Bei 80 Prozent der 
Kommunen ist der Investitionsrück-
stand so nennenswert bzw. gravie-
rend, dass die Aufgabenwahrneh-
mung durch den Zustand der 
Infrastruktur beeinträchtigt wird. Ins-
besondere in den Bereichen Ver-
kehr/Straßen, Schulen, Sportstätten, 
Gesundheitsinfrastruktur, Woh-
nungswirtschaft aber auch öffentli-
che Verwaltungsgebäude, Brand- 
und Katastrophenschutz sowie 
Wasser/Abwasser ist dies der Fall. 
Dabei bergen qualitative Investiti-
onsrückstände beim Brand- und 
Katastrophenschutz Risiken für Leib 
und Leben der Menschen in den 
betroffenen Kommunen – Rück-
stände bei Wasser/Abwasser vor 
allem Risiken für den Geldbeutel der 
betroffenen Gebührenzahler.

Wenig positiv stimmt die Pro-
gnose zur weiteren Entwicklung des 
wahrgenommenen Investitionsrück-
stands: In den überwiegenden Inves-
titionsbereichen gehen die Kommu-

nen davon aus, dass der 
Investitionsrückstand weiter stärker 
anwachsen als abgebaut wird – 
lediglich im ÖPNV, in der Abfallwirt-
schaft, bei Schulen und Kinderbe-
treuung sowie in der IT/
Informationsinfrastruktur wird davon 
ausgegangen, dass der Investitions-
rückstand stärker abgebaut wird als 
er im gleichen Zeitraum anwächst.

Der auf die Kommunen entfal-
lende Anteil am Sondervermögen 
wird den kommunalen Investitions-
stau nicht auflösen können. Die 
zusätzlichen Finanzmittel können 
aber dazu beitragen, die Investitions-
tätigkeit zu stabilisieren, so dass der 
Investitionsrückstand nicht weiter 
oder zumindest nicht mehr so deut-
lich wächst. Zielführend ist dabei, 
dass die Mittel des Sondervermö-
gens in vereinfachten Verfahren den 
Kommunen zur Verfügung gestellt 
werden, so dass allgemein beste-
hende Hemmnisse bei der Umset-
zung von Investitionen die Anwen-
dung des Sondervermögens 
möglicherweise nicht behindern. 
Positiv ist, dass schon in diesem Jahr 
jede fünfte Kommune damit rechnet, 
mehr zu investieren. 

Fördermittel werden von der 
überwiegenden Zahl der Kommunen 
bei der Umsetzung von Investitions-
maßnahmen genutzt, sind mit 21 % 
Anteil an den Finanzierungsinstru-
menten für kommunale Investitio-
nen aber eher nachrangig gegenüber 
Kommunalkrediten. Die Nutzung all-
gemeiner Deckungsmittel und liqui-
der Mittel aus dem Vorjahr ist 2025 
gegenüber 2024 leicht gestiegen. 
Deutlich wird in der Befragung, dass 
die Bedeutung von Fremdkapitel 
gegenüber Eigenmitteln deutlich 
zunehmen wird. Vor diesem Hinter-
grund ist von besonderer Bedeu-
tung, die Förderprogrammstruktur 
zu vereinfachen.

Kommunale Beteiligungen 
sind für die Kommunen von ambiva-
lenter Bedeutung: Einerseits eröff-
nen sie die Möglichkeit, Renditen zu 
erzielen oder mittels Querverbund 
weniger lukrative Zweige zu unter-
stützen. Andererseits besteht die 
Gefahr, dass steigender Eigenkapi-
talbedarf kommunaler Unterneh-
men den Ergebnishaushalt der 
„Mutterkommune“ belastet.
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Kommunalpolitische Bildung
Angebote der KAS und der KPV
Die KommunalAkademie der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung (KAS) vermit-
telt kommunalpolitischen Neuein-
steigern mit dem Kommunal- 
politischen Seminar das notwendige 
Grundlagen- und Orientierungswis-
sen für eine erfolgreiche politische 
Arbeit vor Ort. Nähere Informatio-
nen und Hinweise zum Programm 
sind im Internet unter https://www.
kas.de/de/web/politische-bil-
dung/kommunalakademie zu fin-
den.

Die Kommunalpolitische Vereini-
gung von CDU und CSU (KPV) bietet 
über Bildungswerke in einzelnen 
Ländern ebenfalls kommunalpoliti-
sche Seminare an: 

•	Nordrhein-Westfalen: https://
www.kpv-nrw.de/bildungs-
werk.html

•	Sachsen: www.bks-sachsen.de

•	Niedersachsen: https://kpv-bil-
dungswerk-nds.de/seminare/

•	Berlin: www.kbb-berlin.de 

Das Kind nicht mit dem Bade ausschütten
Diskussion über Qualitätsvorgaben in der Kinderbetreuung

Die Arbeitsgemeinschaft 
Kommunalpolitik der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion sieht bei dem 
Gesetzentwurf zur Stärkung der 
frühkindlichen Bildung in seiner der-
zeitigen Form aus kommunaler Sicht 
erheblichen Änderungsbedarf. Zu 
diesem Ergebnis kam die AG nach 
einem Austausch mit Vertreterinnen 
und Vertretern der kommunalen 
Spitzenverbände.

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, 
die Bildungschancen von Kindern 
unabhängig von Wohnort und sozia-
lem Hintergrund zu verbessern. Dazu 
sollen ab dem Alter von vier Jahren 
Sprach- und Entwicklungsstände sys-
tematisch erfasst und individuelle 
Förderbedarfe festgestellt werden. 
Zudem ist vorgesehen, die perso-
nelle und finanzielle Ausstattung von 
Kindertageseinrichtungen stärker an 
den tatsächlichen Förderbedarf der 
Kinder anzupassen. Die kommuna-
len Spitzenverbände unterstützten 
zwar grundsätzlich das Anliegen, 
frühkindliche Bildung und insbeson-
dere die Sprachförderung zu stärken. 
Gleichzeitig äußerten sie erhebliche 
Bedenken hinsichtlich der prakti-
schen Umsetzung. Nach ihrer Ein-
schätzung schafft der Gesetzentwurf 
zusätzliche Aufgaben für die Kom-
munen, ohne eine ausreichende 
Finanzierung sicherzustellen. Des-
halb forderten die Verbände sowohl 

eine stärkere finanzielle 
Beteiligung des Bundes 
als auch ein größeres 
Engagement der Länder.

Kritisch bewertet 
wurde zudem, dass der 
Bund in einem Bereich 
bundesweit Standards 
setzen wolle, der nicht zu 
seinen originären Zustän-
digkeiten zählt. Viele der 
vorgesehenen Maßnah-
men seien in den Ländern 
bereits etabliert. Vor dem 
Hintergrund der ange-
spannten kommunalen 
Finanzlage würden zusätz-
liche Vorgaben die Belas-
tungen weiter erhöhen, 
ohne zwangsläufig bessere 
Ergebnisse zu gewährleis-
ten. Die kommunalen Vertreter plä-
dierten stattdessen für praxistaugli-
che Regelungen, die sich in 
bestehende Strukturen einfügen las-
sen. In der Diskussion wurde betont, 
dass die Möglichkeiten der Kommu-
nen zur Übernahme weiterer Aufga-
ben weitgehend ausgeschöpft seien 
und die Verantwortung für Erziehung 
in erster Linie bei den Eltern liege.

Der Vorsitzende der AG Kom-
munalpolitik Josef Oster stellte 
abschließend fest, dass die Kommu-
nen die wachsenden Bildungsher-
ausforderungen nicht allein bewälti-

gen könnten. Im weiteren 
parlamentarischen Verfahren 
bestehe daher erheblicher Ände-
rungsbedarf. Ziel müsse es sein, 
zusätzliche finanzielle und organisa-
torische Belastungen der Kommu-
nen zu vermeiden, bewährte Struk-
turen zu erhalten und den 
Kommunen größere Handlungsspiel-
räume bei der Umsetzung einzuräu-
men.
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